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Unter diesem Motto diskutierten mittel-
ständische Unternehmer der Mittelstands-
vereinigung des CDU Kreisverbandes Mit-
te am 15.7.2004 im Opernpalais Unter den
Linden unter Leitung des amtierenden Vor-
sitzenden Jürgen F. Matthes mit Yves

Michels, dem Projektleiter der Bertels-
mann-Stiftung und Volkmar Strauch, dem
Staatssekretär beim Senator für Wirtschaft
über eine repräsentative  Unternehmerum-
frage. Den negativen Ergebnissen der Um-
frage, dass Berlin aus der Sicht der Unter-
nehmer die wirtschaftsfeindlichste Stadt
Deutschlands mit der schlechtesten
Wirtschaftsverwaltung ist, konnte der
Staatssekretär nur wenig entgegensetzen,
wenn er auf Maßnahmen des Senats ver-
wies, die in Gang gebracht werden, um die
Bedingungen zu verbessern. Dagegen war
für den Projektleiter ein Trennungsstrich
unverkennbar, der zwischen Städten in
Ländern mit CDU/CSU Ministerpräsiden-
ten und einer positiv beurteilten politi-
schen Verwaltung gegenüber dem negati-

ven Image von Städten mit so-
zialdemokratischen Regierun-
gen und PDS-Beteiligung ver-
läuft. Wie es Matthes formu-
lierte, wird nirgendwo mehr als
in Mitte der Widerspruch
deutlich zwischen einer attrak-
tiven Architektur und einer
kleinkarierten Verkehrspolitik
des Senats, den das mittelstän-
dische Gewerbe ausbaden
muß. Mit deutlichem Unmut
wurde von den Mittelständ-
lern angeprangert, dass
Straßenverengungen und ge-
plante Verkehrs-
behinderungen in Mitte bis zur
Schließung des Flughafens
Tempelhof ebenso falsche Senats-
entscheidungen sind wie die umständliche
Genehmigungsprozedur bei Baubescheiden
und gewerblichen Konzessionen. Die wirt-
schaftliche Zukunft unserer Stadt steht auf
dem Spiel und die MIT-MITTE bringt auf den

Punkt, was mittelständische Unternehmer den-
ken. Der gelungene Abend mit rd. 50 Gästen ist
der Auftakt einer Reihe von Veranstaltungen
der MIT-MITTE, mit denen wirtschaftspolitische
Themen aktualisiert werden, die den Unterneh-
mern in Mitte auf den Nägeln brennen.  - jes -

Unter der Leitung des amtierenden MIT-Vorsitzenden Jürgen F.

Matthes (Bildmitte) diskutierten Yves Michels (links), Projektleiter
der Bertelsmann-Stiftung und Volkmar Strauch (rechts), Staatssekre-
tär beim Senator für Wirtschaft

Sehr geehrte Damen und Herren,

liebe Freunde,

die Sommerferien sind vorbei und das politische Leben in Berlin erwacht wieder. Ich hoffe,

dass Sie in den vergangenen Wochen Zeit zur Erholung hatten und nun mit frischen Kräften

wieder an die Arbeit gehe können. In Berlin lässt Hartz IV die Wogen hochschlagen. Es war

immer eine Forderung der Union Sozialhilfe und Arbeitslosengeld zusammenzulegen. Zu-

recht wird aber die mangelhafte Umsetzung durch die Bundesregierung kritisiert
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 • VORMERKEN:

Kreisverband Mitte

23.10 2004
Einlass ab 19.00 Uhr /
Beginn 20.00 Uhr
Fest im Palais

am Festungsgraben

Information folgt

OV Stephan

11.09.2004 ab 15.00 Uhr
Das traditionelle Zille-Fest
Claire-Waldorf-Promenade
im Zille-Viertel

OV Lützow

15.09.2004 ab 18.00 Uhr
Hoffest in Tiergarten

OV Dorotheenstadt &

OV Rehberge

20. 09.2004  19.30 Uhr
„Das neue Zuwanderungsgesetz –

was bedeutet es für Berlin“
mit Roland Gewalt, MdB, Mitglied im
Innenausschuss des Deutschen Bundesta-
ges, Neues Stadthaus, Zimmer 319,
Parochialstr. 1-3

OV Beussel & OV Lützow

21.09.2004 19.00 Uhr
 „Zwischen Chaos und Mobilität –

Verkehrspolitik in Deutschland“
mit Eduard Oswald, MdB Bauminster a.D.
+ Vorsitzender d. Verkehrsausschusses
des Bundestages
Paulaner im Spreebogen, Alt-Moabit

OV Nettelbeck

28.09.2004 18.00 Uhr
„Tourismus – Wirtschaftsfaktor in

Deutschland“
Gespräch mit Klaus Brähmig, MdB,
Tourismuspolitischer Sprecher der CDU/
CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag,
Paul-Löbe-Haus, Raum E 101, Besucherein-
gang West, Konrad-Adenauer-Str. 1,
10557 Bln.

28.09.2004 14.45 Uhr
Reichstagsführung

Anmeldung für beide Veranstaltungen bis
20.09.04 in der Kreisgeschäftsstelle unter
Tel.: 3952780 o. per E-Mail:
cdukv0509@aol.com mit der Angabe von
Name, Vorname und Geburtsdatum für
den Besucherdienst.

Seite 4 MIT: „Ist Berlin am Ende?“

„Eine Partei die ernst
genommen und ihre
Regierungsfähigkeit

nachweisen will, muss nach
außen Geschlossenheit

zeigen.  Nur dann wird Ihr
vom Bürger auch Lösungs-

kompetenz zugebilligt.“

“Berlin-Polen: Welche Infrastruktur braucht die Wirtschaft?“
Erste gemeinsame Veranstaltung der IHK Berlin mit der Berliner CDU

Welche Chancen haben die Unternehmen
in Polen und Berlin in den letzten Mona-
ten ergriffen? Welche Engpässe im Verkehr
stehen dem noch im Wege? Was muss man
gemeinsam anpacken? Diese Fragen stan-
den im Focus der ersten gemeinsamen Ver-
anstaltung der IHK Berlin und der Berli-
ner CDU, die der stellv. Hauptgeschäftsfüh-
rer der IHK, Christian Wiesenhütter und der
europapolitische Sprecher der Berliner CDU,
Stephan Tromp, moderierten.
Dr. Eric Schweitzer, Präsident der IHK
Berlin, und Joachim Zeller, der Vorsitzen-
de der Berliner CDU, begrüßten die rund
150 Gäste im Berliner Abgeordnetenhaus
und betonten die enorme Bedeutung der
Nachbarschaft die Regionen Berlin-Bran-
denburg und Westpolen. In prägnanten
Vorträgen schilderten Vertreter von Un-
ternehmen verschiedener Branchen ihre

Erfahrungen mit den Veränderungen durch
die EU-Osterweiterung. Thomas Stillmann,
Geschäftsführer der Fluggesellschaft Windro-
se Air, Dr. Joachim Trettin, der Konzern-
bevollmächtigte der DB AG für Brandenburg
und Krzystof Pilarski von der Seehäfen-
verwaltung Szczecin und Swinoujscie vertra-
ten dabei die Sicht von Verkehrsunternehmen.
Teresa Wawdysz, Inhaberin des Reisebüros
Polenreisedienst und Fred Lehmann, Ge-
schäftsführer des Karstadt Warenhauses Ber-
lin Wilmersdorfer Straße zeigten dagegen die
Reaktionen in Einzelhandel und Tourismus auf.
Bei der anschließenden Podiumsdiskussion
stellten sich Maria Krautzberger, Staatssekre-
tärin für Verkehr und Umwelt, Michael
Cramer, der Europaabgeordnete der Berliner
Grünen und der verkehrspolitische Sprecher
der CDU, Alexander Kacsmarek den Fragen
und der Kritik der Berliner Unternehmer.

Die „Sozial-Revolution Hartz IV“ (Stern) ist ei-
nerseits das größte Reformvorhaben zur Mo-
dernisierung des Arbeitsmarktes, andererseits
bedeutet es in seinen Auswirkungen für viele
Menschen erhebliche finanzielle Einschnitte.
Gerade in unserem Bezirk werden Schätzungen
zufolge, über 75.000 Einwohner unmittelbar
davon betroffen sein.  Dies sind fast 25% der in
Mitte lebenden Bevölkerung. Gerade, weil die
Betroffenheit in unserem Bezirk so groß ist,
müssen wir die Auswirkun-
gen der Reform genau im
Auge behalten. Die Umset-
zung von Hartz durch die
Bundesregierung und den
rot-roten Senat ist
dillethantisch und droht am
01.01.05 in einem Chaos zu
münden. Hier hat Joachim
Zeller zu Recht den Finger in
die Wunde geleckt, als er eine
solide Umsetzung der Refor-
men in Berlin forderte.

Leider haben wir es als Berli-
ner CDU versäumt den Koalitionsstreit zwischen
SPD und PDS zu unseren Gunsten zu nutzen.
Statt dessen wurde unnötiger Weise eine par-
teiinterner Meinungsverschiedenheit öffentlich
ausgetragen, als unser Fraktionsvorsitzender
Nicolas Zimmer Zeller öffentlich widersprach
und eine „pünktliche“ Umsetzung von Hartz
zum 01.01.05 forderte.

Die Abgeordnetenhausfraktion hat in ihrer Sit-
zung am 24.08. über zwei Stunden darüber dis-
kutiert. Zum Schluss wurde ein Beschluss
gefasst, der mit folgenden Worten beginnt: „Die

CDU-Fraktion verfolgt mit Sorge die Umset-

zung der Zusammenlegung von Arbeitslosen-

und Sozialhilfe in Berlin, obwohl die Entschei-

dung des Vermittlungsausschusses zur Reform

des Arbeitsmarktes für die Stärkung der Wirt-

schaft, der Unterstützung des Mittelstandes

und zur Schaffung von Arbeitsplätzen

alternativlos ist.“ Von einer pünktlichen Umset-
zung wird in dem gesamten Beschluss nicht
mehr gesprochen.

Auch die Verkündung von Beschlüssen des CDU
Kreisverbandes Steglitz-Zehlendorf über die
Medien, dass man bitte den Spitzenkandidaten

für die nächste Wahl im Sep-
tember 2006 von außen ho-
len sollte, sind zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt nicht
hilfreich. Man kann nicht mal
darüber lachen, dass in dem
gleichen Beschluss auch ge-
fordert wird, dass man die
Diskussion über die Spitzen-
kandidatur nicht über die
Medien führen sollte.

In Zeiten, in der der Wähler
durch Diskussionen um
Hartz IV, Sozialreformen

etc. verunsichert ist, sind solche Schlagzeilen
genauso überflüssig wie kontraproduktiv,
denn sie zeigen keine Alternative zum linken
Regierungschaos auf. Was unserer Partei in
Wirklichkeit fehlt, ist öffentliche Geschlossen-
heit. Wenn eine Partei ernst genommen und
ihre Regierungsfähigkeit nachweisen will, ist
dies die erste Voraussetzung.  Eigentlich sollte
dies eine Erkenntnis sein, die selbstverständ-
lich ist. Lassen Sie uns gemeinsam daran
arbeiten, dass sich diese Binsenweißheit auch
in unserer Partei herumspricht.
Ihr

Stephan Trmp
Kreisvorsitzender, MdA

Ausgabe September 2004
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„Berlin muss sparen bis es quietscht!“ –

nur Frau Dubrau (Stadträtin für Bündnis90/Grüne) nicht.
von Carsten Spallek, Vorsitzender der CDU-Fraktion in der BVV Berlin-Mitte

Neues Flair am Schiffbauerdamm Steigende Gewalt gegen Polizei alarmierend
von Frank Henkel, innenpolitischer Sprecher der CDU-Fraktion

Der Schiffbauer-
damm erstrahlt in
neuem Glanz. Ein

neuer Anziehungs-
punkt in Berlin-Mitte

CDU fordert Vorgehen gegen Verwahrlosung
von Sven Rissmann, Bezirksverordneter und Sprecher der CDU-Fraktion für kommunale Sicherheit und öffentliche Ordnung

An verschiedenen Plätzen und Orten im Be-
zirk, vornehmlich in den Ortsteilen Wedding
und Tiergarten, sehen sich Anwohner, Pas-
santen und Gewerbetreibende der Situati-
on ausgesetzt, dass Trinkgelage von früh bis
spät das öffentliche Bild in diesem Umfeld
bestimmen. In diesem Zusammenhang tre-
ten oft Verschmutzungen im öffentlichen
Raum, Lärmbelästigungen, offenes Urinieren
und viele weitere, einem guten Umfeld ab-
trägliche Erscheinungen auf. Auch die Me-
dien sind bereits auf die „Trinkertreffs“ auf-
merksam geworden. Diese haben an einigen
Stellen (z.B. Leopoldplatz im OT Wedding)
Ausmaße angenommen, die für Außenste-
hende nicht mehr hinnehmbar sind. Da aus
unserer Sicht weder Bezirkverwaltung noch
die Polizei wirklich etwas unternommen ha-
ben, um diesen schädlichen Erscheinungen
Einhalt zu gebieten, entschloss sich die
CDU-Fraktion in der BVV Mitte, mittels ei-
nes Antrages auf das zunehmende Problem

des „öffentlichen Saufens“ aufmerksam zu ma-
chen und einen ersten Lösungsansatz zu bieten.
Wir forderten das Bezirksamt auf, unter Einsatz
des ab 1. September 2004 anlaufenden Ord-
nungsamtes, § 11 Abs. 2 Nr. 3 Berliner Straßen-
gesetz zunächst an ausgewählten Orten und
Plätzen im Bezirk konsequent umzusetzen. Die
genannte Vorschrift normiert ein grundsätzli-
ches Verbot des Niederlassen zum Alkohol-
verzehr im öffentlichen Raum. Damit hätte die
„Kiezpolizei“ eine Handhabe, um die öffentlichen
Alkoholexzesse, die ganze Gegenden in Mitte
herunterziehen, zu unterbinden. Natürlich ist
auch der CDU-Fraktion bewusst, dass man das
Problem des ausufernden öffentlichen Alkohol-
konsums oder gar des in unserer Gesellschaft
weit verbreiteten Alkoholismus allein damit nicht
lösen kann. Allerdings könnte mittels dieser In-
itiative verhindert werden,  dass Anwohner ih-
rem Wohnumfeld wegen dieser Erscheinungen
den Rücken kehren oder die kommunale Wirt-
schaft, die in weiten Teilen Weddings oder Tier-

gartens wegen der schlechten gesamtwirt-
schaftlichen Lage sowieso starken Belastungen
ausgesetzt ist, Kunden wegen dieser schlech-
ten Bedingungen einbüßt. In jeden Fall wäre es
ein Schritt gewesen, unsere Kieze sauberer und
lebenswerter zu machen.  Leider sah sich unse-
re Fraktion auch an diesem Punkt einer ideolo-
gisch überbrückten Linksfront aus SPD-PDS-
Grünen ausgesetzt, die diese Initiative verhin-
derten. Dennoch wird die CDU-Fraktion nicht
locker lassen, unseren Bezirk diesen gesellschaft-
lichen Zerfallserscheinungen nicht ungeschützt
und wehrlos ausgesetzt zu lassen. Wir werden
weiterhin das Problem des massiven öffentlichen
Trinkens in den Ausschüssen und der BVV
thematisieren, um eine für die Anwohner, Pas-
santen und Gewerbetreibende zufriedenstellen-
de Lösung zu finden.

Berlin ist de facto pleite. Die Stadt schiebt ei-
nen enormen Schuldenberg vor sich her, der bis
zum Jahresende auf geschätzte 57 Milliarden
Euro anwachsen wird. Nur mit großen Anstren-
gungen kann die Nettoneuverschuldung (ca. 4,3
Milliarden Euro in 2003) reduziert werden. Die
Kürzungen der Mittelzuweisungen für die be-
zirklichen Haushalte sind enorm: Kaputte Stra-
ßen und öffentliche Gebäude in schlechtem bau-
lichem Zustand, da das Geld für die Bauunter-
haltung fehlt. Marode sanitäre Anlagen in Schu-
len, trocken gelegte Brunnen und geschlosse-
ne Jugendfreizeiteinrichtungen, da auch hier das
Geld knapp ist. Mitarbeiter bringen zum Teil ei-
gene Taschenrechner mit ins Büro, da Neuan-
schaffungen nicht gestattet sind. Überall
scheint Geld zu fehlen, nur im Ressort von Frau
Dubrau (für Bündnis90/Grüne) offenbar nicht!
Zum Hintergrund:
In den Jahren 2002 und 2003 gab es keinen ein-
zigen Tag (!), an dem nicht eine Beschränkung
in der Haushaltswirtschaft bei konsumtiven

Sachausgaben gegolten hätte. Zunächst war es
der etatlose Zustand, der nur „unbedingt not-
wendige Ausgaben“ zur Erhaltung bestehender
Einrichtungen und zur Erfüllung gesetzlicher
Aufgaben und rechtliche Verpflichtungen er-
laubte (Artikel 89 Verfassung von Berlin). Dem
schlossen sich nahtlos haushaltswirtschaftliche
Sperren des Finanzsenators an, wonach es von
der Einwilligung des Finanzsenators abhängig
ist, ob Verpflichtungen eingegangen werden
oder Ausgaben geleistet werden dürfen (§ 41
Landeshaushaltsordnung). Letztlich galt dann
auch noch eine „bezirkliche Haushaltssperre“,
erlassen vom Stadtrat für Finanzen, da ein deut-
liches Defizit des Bezirkshaushalts zum Jahres-
ende erwartet wurde.
Während der Sommerpause kam aber nun auf
schriftliche Anfrage der CDU-Fraktion heraus,
dass trotz dieser Beschränkungen für das LuV
Umwelt und Natur, für das Frau Dubrau verant-
wortlich ist, für mehr als 35.000 Euro Compu-
ter-Hardware angeschafft wurden – u.a.

Notebooks, 21-Zoll-Bildschirme sowie Flach-
bildschirme. Das pikante an dieser Tatsache ist,
dass offenbar weder eine Einwilligung des
Finanzsenators noch des Bezirksstadtrats für
Finanzen für diese Ausgaben vorlag. In der IT-
Maßnahmenplanung ist ebenso kein Hinweis
auf die Notwendigkeit dieser  Anschaffungen
zu erkennen. Hat Frau Dubrau am Bezirks-
haushalt vorbei und wider geltendes Recht
gehandelt? Zu diesem Sachverhalt wollte die
CDU-Fraktion in der August-BVV eine Stellung-
nahme von Frau Dubrau, bekam aber leider kei-
ne Antwort. Frau Dubrau ließ sich 2 Tage vor-
her aus Krankheitsgründen entschuldigen. Nun
werden sich die zuständigen Ausschüsse mit
diesem Thema befassen. Sollte sich der Verdacht
erhärten, dass gegen geltendes Recht gehan-
delt wurde, sind weitere Konsequenzen nicht
ausgeschlossen.

Einen wichtigen Impuls für den Tourismus
und die Sicherung von Arbeitsplätzen in
der Gastronomie konnte Wirtschafts-
stadtrat Dirk Lamprecht setzen: Er über-
gab am 4. August 2004 den neu gestalte-
te Uferstreifen am Schiffbauerdamm seiner
neuen Bestimmung. Neben der Nutzung
als Uferpromenade wurde nach histori-
schen Vorbildern der 20er Jahre wieder
Raum für gastronomische Nutzung am
Spreeufer geschaffen. „Mit dem Abschluss
dieser Baumaßnahme ist am Schiffbauer-
damm ein neues Kleinod für den Bezirk
Mitte entstanden, das zum Flanieren und
Verweilen entlang der Spree einlädt“, so
Stadtrat Lamprecht.
Beseitigt wurden als letzte Relikte des
„Grenzbahnhofes Friedrichstraße“ die ho-
hen Peitschenmasten und durch die mo-
dernen „Friedrichstadtleuchten“ ersetzt.
Die Baumaßnahme hatte ein Volumen von
rd. 100.000 Euro. Davon wurden 90.000

Euro aus GA-Mitteln zur Förderung der tou-
ristischen Infrastruktur finanziert. „Das Be-
zirksamt hat großen Wert darauf gelegt, dass
am Bau ausschließlich mittelständische Firmen
beteiligt wurden“, erklärt Lamprecht. Gewinn-

bringend ist die Maßnahme nicht nur für die
Anrainer - auch der Bezirk erhält von den Ga-
stronomen für die Nutzung der Flächen
Sondernutzungsgebühren. Unterstützt wur-
de das Bezirksamt bei seinen Aktivitäten auch

durch die CDU in der BVV.
Die wirtschaftspolitische
Sprecherin der Fraktion,
Esther Tromp-Koppes, hatte
sich wiederholt für eine sol-
che Umgestaltung eingesetzt.
Nach Vorstellungen des Be-
zirkes soll nun der Ufer-
streifen zwischen Luisen-
straße und dem Bahnhof
Friedrichstraße in Angriff ge-
nommen werden.

Soldiner Kiez in Wedding -  ein Polizist wird
mit einer Eisenstange beworfen, Tiergarten -
ohne Vorwarnung wird ein Beamter nieder-
geschossen und schwer verletzt.

Diese  zwei Beispiele aus unserem Bezirk zei-
gen, wie brutal und unvermittelt Polizeibeam-
te in Berlin mittlerweile Opfer von gewalt-
bereiten Tätern werden. Die Zahlen unter-
mauern diesen erschreckenden Trend. Nach
Angaben der Polizei gab es 1997 noch 997
Fälle, im vergangenen Jahr waren es schon
mehr als 1.600.

Handeln müssen jetzt Innensenator Körting
und Polizeipräsident Glietsch. Anstatt die Po-
lizei durch Stellenstreichungen und Mittel-
kürzungen weiter zu schwächen und vor al-
lem zu demotivieren, muss die Präsenz der
Polizei in der Stadt deutlich gestärkt und ihr
entsprechende Hilfsmittel zur Abwehr von
Übergriffen bereitgestellt werden.

Dazu gehört der neue Mehrzweckschlagstock
(MZG), der in anderen Ländern bereits erfolg-
reich eingesetzt worden ist, ebenso wie eine
bessere materielle Ausstattung der Polizeibe-
amten unter anderem mit geeigneten Schutz-
westen und funktionierenden Funkgeräten.

Angesichts der bedrohlichen Zunahme der
Gewalt gegen Polizeibeamten und angesichts
der sich immer mehr abzeichnenden Brutali-
tät ist die Tatenlosigkeit des Senats unverant-
wortlich.

Wieder einmal läßt Körting die Beamten, die
im täglichen Einsatz die Konsequenzen seiner
Politik auszubaden haben, im Stich. Polizei-
beamte haben aber einen schweren und vor
allem gefährlichen Dienst zu verrichten. Des-
halb haben sie im besonderen Maße ein An-
recht auf eine politische Fürsorge.

Neuer Vorstand

der Schüler Union gewählt

Am 17. Juni 2004 fand die Jahreshauptver-
sammlung der Schüler Union Berlin-Mitte
statt. Zum neuen Kreisvorsitzenden wur-
de Richard Coburger gewählt (19 Jahre,
Charles- Darwin- Gymnasium). Ziel des
neuen Vorstands ist, die Schüler Union
wieder zu reaktivieren. Was heißt das kon-
kret? Es heißt, dass Schülern in Mitte, Tier-
garten und Wedding, die eine bewusste
Hinwendung zur Politik, sehr weit abseits
von der hier üblicherweise vorherrschen-
den linken Meinung suchen, eine Plattform
geboten wird.

Weitere Informationen über die Schüler
Union Berlin-Mitte, gibt es unter www.ju-
mitte.de oder unter richard@chapiro.de


